
Anhebung der Buchführungsgrenze und Aktivierungs-
wahlrecht angekündigt
Die österreichische Bundesregierung 
hat im April 2026 ein Maßnahmenpaket 
angekündigt, durch welches die Rah-
menbedingungen für den österreichi-
schen Wirtschaftsstandort verbessert 
und Unternehmen administrativ ent-
lastet werden sollen. Im Zuge der ange-
kündigten Maßnahmen soll die Buch-
führungsgrenze auf €  1 Mio. angeho-
ben und ein Aktivierungswahlrecht für 
selbst geschaffene immaterielle Vermö-
genswerte geschaffen werden. 

Anhebung der Buchführungsgrenze
Künftig soll die Pflicht zur doppelten 
Buchführung erst ab einem Jahresum-
satz von €  1 Mio. greifen. Damit wird 
die aktuelle Buchführungsgrenze von 
€  700.000,00 deutlich angehoben. Die 
Maßnahme soll dazu beitragen, dass 
mehr Betriebe in der einfacheren Ein-

nahmen-Ausgaben-Rechnung verbleiben 
können, was für weniger Verwaltungs-
aufwand und mehr Planungssicherheit 
sorgen soll. Zudem soll vermieden wer-
den, dass Unternehmen durch die stark 
gestiegene Inflation und damit verbun-
dene Preissteigerungen in aufwendigere 
Bilanzierungspflichten rutschen.

Aktivierungswahlrecht für immateri-
elle Vermögenswerte
Entsprechend der derzeitigen Rechts-
lage besteht ein Aktivierungsverbot für 
selbsterstellte immaterielle Vermögens-
gegenstände wie Software und Patente. 
Dieses Aktivierungsverbot führt vor 
allem im Wettbewerb um internationale 
Kapitalgeber zu Nachteilen, weil selbst 
geschaffene Vermögenswerte in der 
Bilanz nicht sichtbar sind.  Um dem ent-
gegenzuwirken, soll das Aktivierungs-

verbot in ein Aktivierungswahlrecht für 
selbst geschaffene immaterielle Vermö-
gensgegenstände geändert werden. 

Durch diese Maßnahme sollen nachfol-
gende Effekte erzielt werden:
 • Sichtbare Innovationsleistung: Unter-
nehmen können ihre geschaffenen 
Werte in der Bilanz darstellen

 • Stärkere Eigenkapitalbasis: Verbes-
serte Bonität und bessere Ratings bei 
Banken

 • Leichterer Zugang zu Kapital: Inves-
toren erkennen den tatsächlichen 
Unternehmenswert schneller

Ein exaktes Datum des Inkrafttretens 
der neuen Maßnahmen ist noch nicht 
bekannt, da sich der Gesetzesentwurf 
aktuell noch in der interministeriellen 
Koordinierung befindet. 

© VANTACULT – stock.adobe.com 

JUNI 2026

© Ju_see– stock.adobe.com

Sind Strafvertei-
digungskosten eine 

Betriebsausgabe?
Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 4

www.schmollmueller-partner.at		�   T: +43 (0) 7942 75055-150



Erklärungspflicht für deutsche Rentenbezüge in 
Österreich
Viele in Österreich wohnhafte Staats-
bürgerinnen bzw. Staatsbürger haben 
einen Teil ihres Erwerbslebens im deut-
schen Nachbarland verbracht, und 
beziehen in der Folge bei Erreichen des 
gesetzlichen Rentenantrittsalters eine 
deutsche Rente. 

Abhängig davon, ob es sich bei der 
Rente um eine gesetzliche Rente oder 
eine Firmenrente handelt, ist diese im 
Rahmen der österreichischen Steuerer-
klärung unterschiedlich zu erklären.

Bezüge aus der gesetzlichen Renten-
versicherung

Bezüge aus der deutschen gesetzlichen 
Rentenversicherung Bund unterlie-
gen gemäß dem Doppelbesteuerungs-
abkommen zwischen Österreich und 
Deutschland im deutschen Kassenstaat 
der Besteuerung. 

Im österreichischen Ansässigkeitsstaat 
sind die gesetzlichen Rentenbezüge 
zwar grundsätzlich von der Besteuerung 
freigestellt, sind jedoch im Rahmen des 
Progressionsvorbehalts zu berücksich-
tigen. 

Dies bedeutet, dass die deutschen Ren-
tenbezüge neben den inländischen Ein-

künften für die Ermittlung des anwend-
baren Durchschnittsteuersatzes heran-
gezogen werden, welcher in der Folge 
auf die im Inland steuerpflichtigen Ein-
künfte Anwendung findet.

Firmenrente/Private Rente

Bezieht eine in Österreich ansässige Per-
son hingegen eine Firmen- oder Privat-
rente aus Deutschland, so unterliegt 
diese entsprechend dem Doppelbesteu-

erungsabkommen mit Deutschland aus-
schließlich im österreichischen Ansäs-
sigkeitsstaat der Besteuerung. 

Da die deutschen Rentenbezüge jedoch 
keinem Lohnsteuerabzug in Österreich 
unterliegen, erfolgt deren Besteuerung 
in Österreich ausschließlich über die 
Abgabe einer Steuererklärung, woraus 
aufgrund des unversteuerten Charak-
ters der Rentenbezüge in der Regel eine 
Steuernachzahlung resultiert. 

Steuerpflichtige können im Zuge der 
Gewinnermittlung ihres Betriebes 
einen Gewinnfreibetrag (bestehend 
aus Grundfreibetrag und investitions-
bedingtem Gewinnfreibetrag) gel-
tend machen. 

Während der Grundfreibetrag an keine 
Voraussetzungen anknüpft, kann der 
investitionsbedingte Gewinnfreibe-
trag nur dann berücksichtigt werden, 
wenn begünstigte Wirtschaftsgüter 
für den Betrieb angeschafft oder her-
gestellt werden. 

Begünstigte Wirtschaftsgüter sind 
abnutzbare körperliche Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens mit 
einer betriebsgewöhnlichen Nut-
zungsdauer von mindestens 4 Jahren, 
die einer inländischen Betriebsstätte 

zuzuordnen sind, sowie Wertpapiere, 
die den Anforderungen für die Wert-
papierdeckung von Pensionsrückstel-
lungen genügen und einem Betrieb 
mit inländischer Betriebsstätte min-
destens 4 Jahre gewidmet werden.

Gewinnfreibetrag im Rahmen einer 
Betriebsübertragung

Während eine Betriebsübertragung 
beim geltend gemachten Grundfrei-
betrag nicht zu einer Nachversteu-
erung führt, kann es beim investiti-
onsbedingten Gewinnfreibetrag sehr 
wohl zu einer Nachversteuerung 
kommen. 

Werden Wirtschaftsgüter oder Wert-
papiere, die im Rahmen des investi-
tionsbedingten Gewinnfreibetrages 

berücksichtigt wurden, innerhalb der 
Behaltefrist ins Privatvermögen über-
nommen, so kommt es zu einer Nach-
versteuerung des geltend gemachten 
investitionsbedingten Gewinnfrei-
betrags. Werden hingegen die Wirt-
schaftsgüter oder Wertpapiere im 
Zuge der Unternehmensübertragung 
auf den Rechtsnachfolger mitübertra-
gen, so scheiden diese nicht aus dem 
Betriebsvermögen dieses Betriebs aus 
und es kommt zu keiner Nachversteu-
erung. 

Dies gilt nach aktueller Rechtsan-
sicht selbst dann, wenn es nach 
Ende der Behaltefrist wieder zu einer 
Rückübertragung an den Verkäufer 
kommt. 

GEWINNFREIBETRAG IM ZUGE EINER UNTERNEHMENSÜBERTRAGUNG
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Sind Ausgaben vor Betriebseröffnung bereits steuerlich 
abzugsfähig?
Wird die Eröffnung eines Betriebes 
angestrebt und kommt es vor dessen 
Eröffnung hierfür zu Ausgaben, soge-
nannten Vorgründungsaufwendungen, 
so stellt sich die Frage, ob diese bereits 
steuerlich abzugsfähig sind und ob für 
diese auch bereits der Vorsteuerabzug 
zusteht.

Vorgründungsaufwendungen als 
Betriebsausgabe

Schon ab dem Zeitpunkt der ersten 
Vorbereitungshandlungen für eine spä-
tere Betriebsgründung gilt der Grün-
der gegenüber der Finanzverwaltung 

als unternehmerisch tätig und kann die 
angefallenen Ausgaben steuerlich gel-
tend machen. 

Voraussetzung dafür ist, dass die Grün-
dungsabsicht klar erkennbar und auch 
durch entsprechende Unterlagen (z. B. 
Kreditvertrag, Inserate etc.) nachweis-
bar ist. 

Im Hinblick auf die steuerliche Gel-
tendmachung der Ausgaben gilt das 
Zufluss-Abfluss-Prinzip, d.  h. die Aus-
gaben müssen dem Kalenderjahr zuge-
ordnet werden, in dem die Zahlungen 
getätigt wurden. 

Die Geltendmachung erfolgt dement-
sprechend im Jahr des Anfalls der Aus-
gaben im Zuge der Einkommensteuerer-
klärung, sodass sich bei noch fehlenden 
Einnahmen ein Verlust ergibt, der mit-
unter mit anderen Einkünften verrech-
net werden kann oder in den Verlustvor-
trag eingeht. 

Voraussetzung dafür ist allerdings, dass 
es sich bei der später ausgeübten Tätig-
keit um keine Liebhaberei handelt.

Vorsteuerabzug schon vor Gründung

Wird künftig eine unternehmerische 
Tätigkeit entfaltet, so steht auch der 
Vorsteuerabzug für damit in Zusam-
menhang stehende vorweggenommene 
Ausgaben zu, sofern auch die spätere 
Tätigkeit der Umsatzsteuer unterliegt. 

Um die Vorsteuern geltend machen zu 
können, muss mit einem sogenannten 
Regelbesteuerungsantrag auf die Klein-
unternehmerbefreiung verzichtet und 
eine Umsatzsteuervoranmeldung an 
das Finanzamt übermittelt werden. 

Erst im Rahmen dieser Umsatzsteuer-
voranmeldung kann die Rückzahlung 
des Vorsteuerguthabens beantragt 
werden.
 

Beantragung Stromkosten-Ausgleich für besonders 
energieintensive Unternehmen
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Das Standortabsicherungsgesetz (Stromkosten-Ausgleichsge-
setz 2025, SAG) verringert internationale Standortnachteile für 
energieintensive Unternehmen in Österreich durch die antei-
lige Abgeltung indirekter CO2-Mehrkosten beim Strombezug. 
Durch die Gewährung befristeter Förderungen für die Jahre 
2025 und 2026, zum Ausgleich gestiegener Strompreise, soll 
die Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen Industrie erhal-
ten und Produktionsverlagerungen ins Ausland (sogenanntes 
"Carbon Leakage") verhindert werden. 

Ausgestaltung der Förderung

Die Förderung erfolgt in Form direkter Zuschüsse und deckt bis 
zu 75 % der tatsächlich angefallenen indirekten CO2-Kosten ab. 

Die Förderung richtet sich an Unternehmen in besonders 
energieintensiven Sektoren, u. a. der Aluminium- und Stahl-
produktion, der Papier- und Zellstofferzeugung und der che-
mischen Industrie. Voraussetzung ist ein Stromverbrauch 
von mehr als 1 GWh pro Jahr.

Antragstellung

Die Antragsfrist für das Jahr 2025 ist mit 13.4.2026 gestar-
tet. Anträge sind über den Fördermanager der Austria Wirt-
schaftsservice Gesellschaft mbH (aws) einzureichen.

Die Gewährung sowie die Auszahlung der gegenständli-
chen Förderung erfolgen vorbehaltlich der beihilfenrechtli-
chen Genehmigung durch die Europäische Kommission. Das 
budgetierte Fördervolumen beträgt € 75 Mio. Übersteigt die 
beantragte Gesamtsumme diesen Betrag, so erfolgt eine Ali-
quotierung.

Weiterer Ausblick

Um heimische Unternehmen langfristig in Bezug auf die 
gestiegenen Energiepreise zu unterstützen, soll der Strom-
kosten-Ausgleich voraussichtlich bis 2029 verlängert wer-
den. Zusätzlich dazu soll ab dem Jahr 2027 ein Industrie-
strompreis eingeführt werden. 



Erklärungspflicht für deutsche Rentenbezüge in 
Österreich
Viele in Österreich wohnhafte Staats-
bürgerinnen bzw. Staatsbürger haben 
einen Teil ihres Erwerbslebens im deut-
schen Nachbarland verbracht, und 
beziehen in der Folge bei Erreichen des 
gesetzlichen Rentenantrittsalters eine 
deutsche Rente. 

Abhängig davon, ob es sich bei der 
Rente um eine gesetzliche Rente oder 
eine Firmenrente handelt, ist diese im 
Rahmen der österreichischen Steuerer-
klärung unterschiedlich zu erklären.

Bezüge aus der gesetzlichen Renten-
versicherung

Bezüge aus der deutschen gesetzlichen 
Rentenversicherung Bund unterlie-
gen gemäß dem Doppelbesteuerungs-
abkommen zwischen Österreich und 
Deutschland im deutschen Kassenstaat 
der Besteuerung. 

Im österreichischen Ansässigkeitsstaat 
sind die gesetzlichen Rentenbezüge 
zwar grundsätzlich von der Besteuerung 
freigestellt, sind jedoch im Rahmen des 
Progressionsvorbehalts zu berücksich-
tigen. 

Dies bedeutet, dass die deutschen Ren-
tenbezüge neben den inländischen Ein-

künften für die Ermittlung des anwend-
baren Durchschnittsteuersatzes heran-
gezogen werden, welcher in der Folge 
auf die im Inland steuerpflichtigen Ein-
künfte Anwendung findet.

Firmenrente/Private Rente

Bezieht eine in Österreich ansässige Per-
son hingegen eine Firmen- oder Privat-
rente aus Deutschland, so unterliegt 
diese entsprechend dem Doppelbesteu-

erungsabkommen mit Deutschland aus-
schließlich im österreichischen Ansäs-
sigkeitsstaat der Besteuerung. 

Da die deutschen Rentenbezüge jedoch 
keinem Lohnsteuerabzug in Österreich 
unterliegen, erfolgt deren Besteuerung 
in Österreich ausschließlich über die 
Abgabe einer Steuererklärung, woraus 
aufgrund des unversteuerten Charak-
ters der Rentenbezüge in der Regel eine 
Steuernachzahlung resultiert. 

Steuerpflichtige können im Zuge der 
Gewinnermittlung ihres Betriebes 
einen Gewinnfreibetrag (bestehend 
aus Grundfreibetrag und investitions-
bedingtem Gewinnfreibetrag) gel-
tend machen. 

Während der Grundfreibetrag an keine 
Voraussetzungen anknüpft, kann der 
investitionsbedingte Gewinnfreibe-
trag nur dann berücksichtigt werden, 
wenn begünstigte Wirtschaftsgüter 
für den Betrieb angeschafft oder her-
gestellt werden. 

Begünstigte Wirtschaftsgüter sind 
abnutzbare körperliche Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens mit 
einer betriebsgewöhnlichen Nut-
zungsdauer von mindestens 4 Jahren, 
die einer inländischen Betriebsstätte 

zuzuordnen sind, sowie Wertpapiere, 
die den Anforderungen für die Wert-
papierdeckung von Pensionsrückstel-
lungen genügen und einem Betrieb 
mit inländischer Betriebsstätte min-
destens 4 Jahre gewidmet werden.

Gewinnfreibetrag im Rahmen einer 
Betriebsübertragung

Während eine Betriebsübertragung 
beim geltend gemachten Grundfrei-
betrag nicht zu einer Nachversteu-
erung führt, kann es beim investiti-
onsbedingten Gewinnfreibetrag sehr 
wohl zu einer Nachversteuerung 
kommen. 

Werden Wirtschaftsgüter oder Wert-
papiere, die im Rahmen des investi-
tionsbedingten Gewinnfreibetrages 

berücksichtigt wurden, innerhalb der 
Behaltefrist ins Privatvermögen über-
nommen, so kommt es zu einer Nach-
versteuerung des geltend gemachten 
investitionsbedingten Gewinnfrei-
betrags. Werden hingegen die Wirt-
schaftsgüter oder Wertpapiere im 
Zuge der Unternehmensübertragung 
auf den Rechtsnachfolger mitübertra-
gen, so scheiden diese nicht aus dem 
Betriebsvermögen dieses Betriebs aus 
und es kommt zu keiner Nachversteu-
erung. 

Dies gilt nach aktueller Rechtsan-
sicht selbst dann, wenn es nach 
Ende der Behaltefrist wieder zu einer 
Rückübertragung an den Verkäufer 
kommt. 

GEWINNFREIBETRAG IM ZUGE EINER UNTERNEHMENSÜBERTRAGUNG

© Mamun - stock.adobe.com

3JUNI 2026

Sind Ausgaben vor Betriebseröffnung bereits steuerlich 
abzugsfähig?
Wird die Eröffnung eines Betriebes 
angestrebt und kommt es vor dessen 
Eröffnung hierfür zu Ausgaben, soge-
nannten Vorgründungsaufwendungen, 
so stellt sich die Frage, ob diese bereits 
steuerlich abzugsfähig sind und ob für 
diese auch bereits der Vorsteuerabzug 
zusteht.

Vorgründungsaufwendungen als 
Betriebsausgabe

Schon ab dem Zeitpunkt der ersten 
Vorbereitungshandlungen für eine spä-
tere Betriebsgründung gilt der Grün-
der gegenüber der Finanzverwaltung 

als unternehmerisch tätig und kann die 
angefallenen Ausgaben steuerlich gel-
tend machen. 

Voraussetzung dafür ist, dass die Grün-
dungsabsicht klar erkennbar und auch 
durch entsprechende Unterlagen (z. B. 
Kreditvertrag, Inserate etc.) nachweis-
bar ist. 

Im Hinblick auf die steuerliche Gel-
tendmachung der Ausgaben gilt das 
Zufluss-Abfluss-Prinzip, d.  h. die Aus-
gaben müssen dem Kalenderjahr zuge-
ordnet werden, in dem die Zahlungen 
getätigt wurden. 

Die Geltendmachung erfolgt dement-
sprechend im Jahr des Anfalls der Aus-
gaben im Zuge der Einkommensteuerer-
klärung, sodass sich bei noch fehlenden 
Einnahmen ein Verlust ergibt, der mit-
unter mit anderen Einkünften verrech-
net werden kann oder in den Verlustvor-
trag eingeht. 

Voraussetzung dafür ist allerdings, dass 
es sich bei der später ausgeübten Tätig-
keit um keine Liebhaberei handelt.

Vorsteuerabzug schon vor Gründung

Wird künftig eine unternehmerische 
Tätigkeit entfaltet, so steht auch der 
Vorsteuerabzug für damit in Zusam-
menhang stehende vorweggenommene 
Ausgaben zu, sofern auch die spätere 
Tätigkeit der Umsatzsteuer unterliegt. 

Um die Vorsteuern geltend machen zu 
können, muss mit einem sogenannten 
Regelbesteuerungsantrag auf die Klein-
unternehmerbefreiung verzichtet und 
eine Umsatzsteuervoranmeldung an 
das Finanzamt übermittelt werden. 

Erst im Rahmen dieser Umsatzsteuer-
voranmeldung kann die Rückzahlung 
des Vorsteuerguthabens beantragt 
werden.
 

Beantragung Stromkosten-Ausgleich für besonders 
energieintensive Unternehmen

© Ilona  - Adobe Stock.com

JUNI 20262

Das Standortabsicherungsgesetz (Stromkosten-Ausgleichsge-
setz 2025, SAG) verringert internationale Standortnachteile für 
energieintensive Unternehmen in Österreich durch die antei-
lige Abgeltung indirekter CO2-Mehrkosten beim Strombezug. 
Durch die Gewährung befristeter Förderungen für die Jahre 
2025 und 2026, zum Ausgleich gestiegener Strompreise, soll 
die Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen Industrie erhal-
ten und Produktionsverlagerungen ins Ausland (sogenanntes 
"Carbon Leakage") verhindert werden. 

Ausgestaltung der Förderung

Die Förderung erfolgt in Form direkter Zuschüsse und deckt bis 
zu 75 % der tatsächlich angefallenen indirekten CO2-Kosten ab. 

Die Förderung richtet sich an Unternehmen in besonders 
energieintensiven Sektoren, u. a. der Aluminium- und Stahl-
produktion, der Papier- und Zellstofferzeugung und der che-
mischen Industrie. Voraussetzung ist ein Stromverbrauch 
von mehr als 1 GWh pro Jahr.

Antragstellung

Die Antragsfrist für das Jahr 2025 ist mit 13.4.2026 gestar-
tet. Anträge sind über den Fördermanager der Austria Wirt-
schaftsservice Gesellschaft mbH (aws) einzureichen.

Die Gewährung sowie die Auszahlung der gegenständli-
chen Förderung erfolgen vorbehaltlich der beihilfenrechtli-
chen Genehmigung durch die Europäische Kommission. Das 
budgetierte Fördervolumen beträgt € 75 Mio. Übersteigt die 
beantragte Gesamtsumme diesen Betrag, so erfolgt eine Ali-
quotierung.

Weiterer Ausblick

Um heimische Unternehmen langfristig in Bezug auf die 
gestiegenen Energiepreise zu unterstützen, soll der Strom-
kosten-Ausgleich voraussichtlich bis 2029 verlängert wer-
den. Zusätzlich dazu soll ab dem Jahr 2027 ein Industrie-
strompreis eingeführt werden. 



Stand: 3.5.2026

JUNI 20264

Jüngst wurde im Ministerrat die lange angekündigte „Aktiv-
pension“ beschlossen, mit welcher das Arbeiten in der Pen-
sion attraktiver gestaltet werden soll. Primäres Ziel der Maß-
nahme ist es, dass Menschen, die nach dem Erreichen des 
Regelpensionsalters weiterarbeiten möchten, steuerlich ent-
lastet werden sollen. Der aktuell vorliegende Gesetzesent-
wurf sieht dabei nachfolgende Kernpunkte vor:

STEUERFREIBETRAG

Um den Zuverdienst finanziell attraktiv zu gestalten, ist ab 
dem Jahr 2027 ein Steuerfreibetrag von € 15.000,00 pro Jahr 
bzw. € 1.250,00 pro Monat für Erwerbstätige vorgesehen, die 
über das Regelpensionsalter hinaus arbeiten.

ENTFALL DER DIENSTNEHMERANTEILE ZUR PENSI-
ONSVERSICHERUNG

Zusätzlich kommt es zum Entfall des Dienstnehmeranteils 
zur Pensionsversicherung (10,25 %) für Erwerbstätige im 
Regelpensionsalter.

VORAUSSETZUNGEN DER AKTIVPENSION

Die nunmehr im Entwurf vorliegende Aktivpension richtet 
sich an Personen, die zusätzlich zur Alterspension weiter-
arbeiten, sowie an jene Menschen, die den Pensionsantritt 
bewusst aufschieben möchten. Nach derzeitiger Ausgestal-
tung sollen bei Männern 40 Versicherungsjahre erforderlich 
sein, bei Frauen vorerst 34 Versicherungsjahre. Da das Frau-
enpensionsantrittsalter aktuell steigt, werden die notwendi-
gen Versicherungsjahre für Frauen jährlich erhöht und sol-
len bis zum Jahr 2033 auf dasselbe Niveau wie auf jenes der 
Männer angehoben werden. Die finale Gesetzwerdung war 
bei Redaktionsschluss noch abzuwarten.

AKTIVPENSION FÜR 2027 IM MINISTER-
RAT BESCHLOSSEN

Sind Strafverteidigungskos-
ten eine Betriebsausgabe?
Mitunter kann es vorkommen, dass im Zusammenhang mit 
einer ausgeübten unternehmerischen Tätigkeit Strafverteidi-
gungskosten entstehen, um beispielsweise eine angedrohte 
Strafe abzuwenden oder gegen das Unternehmen gerichtete 
Vorwürfe zu entkräften. Da die hierfür entstandenen Kosten 
zuweilen sehr hoch sein können, stellt sich in der Folge die 
Frage, ob und unter welchen Umständen angefallene Strafver-
teidigungskosten als Betriebsausgabe abzugsfähig sind.

Strafverteidigungskosten können als Betriebsausgabe abge-
zogen werden, wenn:

 • der strafrechtliche Vorwurf unmittelbar aus der ausgeüb-
ten betrieblichen Tätigkeit resultiert,

 • die Handlung im Rahmen der betrieblichen Tätigkeit 
gesetzt wurde.

Typische Beispiele hierfür sind:

 • Fahrlässige Körperverletzung im Rahmen der Berufsaus-
übung 

 • Umwelt- oder Sicherheitsverstöße im Betrieb

 • Finanzstrafverfahren mit betrieblichem Bezug

Die Abzugsfähigkeit wird seitens der Rechtsprechung damit 
begründet, dass die Verteidigung der Aufrechterhaltung der 
Einkunftsquelle dient.

Keine Abzugsfähigkeit

Angefallene Strafverteidigungskosten sind hingegen nicht als 
Betriebsausgabe abzugsfähig, wenn 

 • die unterstellte Tat privat veranlasst ist, oder

 • ein rein persönliches Fehlverhalten vorliegt.

Einschränkung der Abzugsfähigkeit:

Zu beachten ist, dass selbst wenn die Strafverteidigungskosten 
als Betriebsausgabe abzugsfähig sind, allenfalls im Rahmen des 
Verfahrens verhängte Geldstrafen oder Geldbußen steuerlich 
nicht abzugsfähig sind. Das Abzugsverbot gilt hier ohne Aus-
nahme, selbst bei betrieblichem Bezug, und soll verhindern, 
dass die Wirkung einer Strafzahlung durch deren steuerliche 
Abzugsfähigkeit abgemildert wird. 
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VERBRAUCHERPREISINDIZES
Monat Jahres- 

inflation %
VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

April 2026 3,4 132,0 142,9
März 2026 3,2 131,5 142,3
Februar 2026 2,2 130,0 140,6

Fälligkeitsdatum 15. Juni 2026
USt, NoVA, WerbeAbg  für April

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Mai

IMPRESSUM
Medieninhaber und Herausgeber: Schmollmüller und Partner Steuerberatungs Gesellschaft mbH, Geschäftsführer: Mag. Schmollmüller, Gesellschafter mit einer Beteiligung von über 25 %: 
Mag. Schmollmüller, Industriestrasse 6, A-4240 Freistadt, Tel. +43(0)7942/75055-150, Fax-DW 165, E-Mail: office@schmollmueller-partner.at, Internet: www.schmollmueller-partner.at, 
FB-Nr.: 261132v, FB-Gericht: LG Linz, UID-Nr.: ATU 61542049, Mitglied der Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer; Layout und grafische Gestaltung: Atikon EDV und Mar-
keting GmbH, E-Mail: info@atikon.com, Internet:www.atikon.com; Druck: Kontext Druckerei GmbH, www.kontextdruck.at/impressum; Grundlegende Richtung: Dieser Newsletter bein-
haltet unpolitische News, die sich mit dem Steuer-, Sozial- und Wirtschaftsrecht beschäftigen. Haftungsausschluss: Die Texte sind urheberrechtlich geschützt und alle Angaben sind, trotz 
sorgfältiger Bearbeitung, ohne Gewähr. Für Detailinformationen kontaktieren Sie bitte unsere Berater.  Hinweis nach § 25 (1) MedienG: Die Angaben nach § 25 (2 bis 4) MedienG sind 
unter der Web-Adresse www.schmollmueller-partner.at auffindbar.


